
MRM —MenschenRechtsMagazin Heft 1/2012 54 

Die Zukunft des arabischen Frühlings aus der Perspektive der Menschen-
rechte 
Azelarabe Lahkim Bennani 

 

 

 

 

Inhaltsübersicht 
I.  Einleitung 
II. Probleme der Menschenrechte 
III.  Der Arabische Frühling 
IV.  Von Revolution zum Rechtsstaat 
V.  Schlussfolgerungen 
 
 
I.  Einleitung 

Der Erfolg des arabischen Frühlings legt 
die Vermutung nahe, dass die bisherigen, 
schrittweise eingeführten Reformen erfolg-
los waren. Man darf den arabischen Staa-
ten aber nicht vorwerfen, sie hätten keine 
ernsthaften Reformen durchgeführt. Sie 
ließen diese allerdings nur bis zu dem 
Punkt zu, an dem ihr eigener Machtan-
spruch nicht gefährdet war. Die Geschichte 
lehrt uns jedoch, dass mutige Reformer 
opferbereit sein müssen. Als extremes Bei-
spiel führt Le Roy Ladurie hierfür die 
Französische Revolution an. Obwohl Lud-
wig XVI. „sich nach 1789 bloß als mittel-
mäßiger Monarch erweisen sollte, hatte er 
sich während des amerikanischen Unab-
hängigkeitskriegs als ein bemerkenswerter 
Politiker und Stratege gezeigt. Doch als er 
in diesen Krieg zog – und ihn gewann, 
schaufelte er der Monarchie das Grab.“1 
Auch Gorbatschow und Pieter Botha haben 
bewiesen, dass Reformierung Selbstopfe-
rung erfordert. Im Gegensatz dazu halten 
einige Herrscher mit den so genannten 
‚Reformen’ in der arabischen Welt an der 
Macht fest, manche schon seit mehr als vier 
Jahrzehnten Alleinherrschaft.  

                                                      
1  Emmanuel Le Roy Ladurie, Das Ancien Régime – 

ein offenes System?, in: Olwen Hufton (Hrsg.), 
Menschenrechte in der Geschichte, 1999, S. 86-
110 (S. 109).  

Zwischen den Reformen und der Revoluti-
on geraten die Menschenrechtenvereine in 
einen Zwiespalt: Sie unterstützen einerseits 
im Rahmen des geltenden Rechts die Opfer 
der Menschenrechtsverletzungen und 
kämpfen andererseits für die Verankerung 
der Menschenrechte in den jeweiligen Ver-
fassungen. Die Menschenrechtsaktivisten 
liefern den Diktaturen einen offenen 
Kampf, indem sie sich auf die Seite der 
Opfer stellen, und sind dennoch Reforma-
toren, weil sie die Menschenrechte inner-
halb des innerstaatlich geltenden Rechts 
verteidigen. Wir werden diesen Zwiespalt 
beim Übergang von der Revolution zum 
Rechtsstaat erklären.  

 

II. Probleme der Menschenrechte  

1. Menschenrechte und Naturrecht 

Der Begriff des Rechts ist allgemein statt 
mit Freiheit mit der Redewendung ‚Recht 
auf etwas haben’ verbunden. ‚Recht’ haben 
bedeutet, dass man aus gesetzlichen bezie-
hungsweise moralischen Gründen einen 
Anspruch auf ein Eigentum sowie auf des-
sen Nutzung erheben darf. Diese Zielset-
zung der frühen Menschenrechtserklärun-
gen erlebte im Jahre 1948 mit der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte 
eine grundsätzliche Veränderung, indem 
sie das Recht auf Freiheit anstelle des Ei-
gentums in den Vordergrund rückte. Die 
völkerrechtlich nicht verbindliche Allge-
meine Erklärung wurde dann im Jahre 
1966 mit dem Zivilpakt und dem Sozial-
pakt rechtsverbindlich um die sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Rechte 
bereichert. 

Leider ist die Geschichte der Menschen-
rechte nicht so einfach verlaufen. Sie ist 
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„verhältnismäßig jung und keineswegs 
durch linearen Fortschritt gekennzeich-
net“.2 Aber allgemein darf man schema-
tisch nach Ann Elizabeth Mayer von drei 
Generationen der Menschenrechte spre-
chen: von der ersten Generation der bür-
gerlichen und politischen, dann von der 
der sozialen Rechte und nicht zuletzt von 
der der Solidarität, also von den kol-
lektiven Rechten der Menschheit. Diese 
schematische Darstellung hat manche Phi-
losophen aber irregeführt, so dass sie die 
Menschenrechte abstrakt, allein aus der 
Perspektive der Freiheitsrechte interpre-
tierten. Sie scheiterten daran, einen über-
zeugenden begrifflichen Rahmen zu entwi-
ckeln, um sich mit den neuen Menschen-
rechts-generationen auseinanderzusetzen. 
Sarhan Dhouib3 hat versucht, im Rahmen 
seiner Darstellung von Al Jabri und Fathi 
Triki die ‚Menschenrechte’ aus den ‚Natur-
rechten’ zu begründen. Er ist sich bewusst, 
dass der juridische Blickpunkt nicht min-
der wichtig als der philosophische ist (wie 
wir unten zu zeigen versuchen). Aber die 
alte Generation der arabischen Philosophen 
verharrt auf der Gleichsetzung von Men-
schenrechten und Freiheitsrechten. Sarhan 
Dhouib rechtfertigt dies durch die Vermu-
tung, „dass die naturrechtliche Begrün-
dung der Menschenrechte eine geeignetere 
Begründungsstrategie innerhalb autoritärer 
arabischer Staaten darstellen könnte“.4 Die-
sem formalen Zugriff setzt Dhouib die 
Überlegungen des Sozialphilosophen 
Hischam Sharabi entgegen, der feststellt, 
„dass die autoritären gesellschaftspoliti-
schen Strukturen in der arabischen Welt 
die praktische Verwirklichung der Men-
schenrechte verhindern“.5 Dhouib behaup-

                                                      
2  Kim Yersu, Entwicklung und Universalität. Zur 

Begründung der Universalität von Menschen-
rechten, in: Polylog 14 (2005), S. 59-66 (S. 62). 

3  Sarhan Dhouib, Von der interkulturellen Ver-
mittlung zur Transkulturalität der Menschen-
rechte, in: Hans Jörg Sandkühler (Hrsg.), Recht 
und Kultur. Menschenrechte und Rechtskultu-
ren in transkultureller Perspektive, 2011, S. 155-
171. 

4  Ebd., S. 158. 

5  Ebd., S. 171. 

tet zu Recht, dass Menschenrechte keine 
theoretische Frage, sondern auch prakti-
scher Natur sind, da sie mit Politik, Recht 
und demokratischen Institutionen verbun-
den sind. Die arabischen Philosophen kon-
zentrieren sich mehr auf die erste Genera-
tion. Daraus resultiert, dass die neuen Ge-
nerationen neue Partner, zum Beispiel aus 
den Bereichen der Politik, des Rechts, der 
Kultur und der Wirtschaft in Anspruch 
nehmen.  

Die Menschenrechtler in der arabischen 
Welt zählen häufig Philosophen zu ihren 
Mitstreitern. Es ist aber notwendig, dass sie 
sich auch Partner aus anderen Bereichen 
suchen, denn sonst wird es für sie schwie-
rig, ein einheitliches Konzept für die sozia-
len Rechte an der Seite der Vernunftrechte 
zu entwickeln. Auch die potenziellen Part-
ner brauchen andererseits die Philosophen, 
da sie sonst leicht im Umgang mit dem 
theologischen ‚Gesetz’, beziehungsweise 
mit dem positiven Recht einem juridischen 
Positivismus verfallen. Das erste Hindernis 
für die volle Entwicklung der Menschen-
rechte liegt daher in der abstrakten Tren-
nung zwischen Vernunftrechten und sozia-
len Rechten. 

 

2. Gesetz versus Recht 

Das zweite Hindernis betrifft die ungenü-
gende Unterscheidung zwischen Recht und 
Gesetz. Moralisch gesehen wird den Pflich-
ten der Vorrang gegenüber den Rechten 
gegeben. Der Kampf der zivilgesellschaftli-
chen Akteure ist darauf ausgerichtet, die 
Unterschiede zwischen Gesetz und Recht 
und zwischen Recht und Pflicht aufzuzei-
gen. Ohne eine solche Unterscheidung exis-
tiert eine Doppelmoral (Moral der Meister, 
Moral der Knechte), welche die Balance 
zwischen Recht einerseits und Pflicht sowie 
Gesetz andererseits außer Acht lässt. Den 
Schwierigkeiten mit der Umsetzung der 
Menschenrechte begegnet man in den is-
lamischen Ländern unterschiedlich. Es gibt 
Länder, wo Zivilgesellschaften sehr aktiv 
sind, und andere, wo Vereine für Men-
schenrechte zu Unrecht als ‚Untergrundor-
ganisationen’ angesehen werden, und zwar 
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mit einer falschen Begründung: Das Got-
tesgesetz soll Vorrang vor den menschli-
chen Rechten haben.  

Die Menschenrechtsdebatte hängt in den 
islamischen Ländern von der Beziehung 
zwischen Recht und Gesetz und vom Sinn 
ab, den wir dem ‚Gesetz’ geben. „Das Ge-
setz, griechisch verstanden, ist weder Ab-
rede noch Vertrag, es ist überhaupt nicht 
zwischen Menschen im Hin- und Herreden 
und Hin- und Widerhandeln entstanden 
und daher selbst nicht etwas eigentlich in 
den politischen Bereich Fallendes, sondern 
es ist wesentlich von einem Gesetzgeber 
erdacht und muss bestehen, bevor es zu 
dem eigentlich Politischen erst kommen 
kann“.6 Es geht im Gesetz wesentlich um 
„Grenzziehung und gerade nicht um Bin-
dung und Verbindung“. Der „Gesetzgeber 
gleicht dem Städtebauer und Architekten, 
nicht dem Staatsmann und dem Bürger“.7 
Dabei sind ,Gesetzgeber‘, ,Vater‘ und 
,Despot‘ nach der ursprünglichen altgrie-
chischen Bedeutung von ‚Gesetz’, ‚nomos, 
die auch im Arabischen als 'ناموس' (,Namus’) 
übernommen wurde, zusammenzudenken. 
Dieser begriffliche religiöse Rahmen von 
Gesetz und Recht fußt auf den Zehn Gebo-
ten, wo sie „als Gebote und Verbote zu 
verstehen [sind], deren einziger Sinn darin 
besteht, dass sie Gehorsam fordern“.8 Die 
menschenrechtliche Herausforderung liegt 
nun darin, zwischen dem alten Begriff des 
‚Gesetzes’ und dem Begriff des durch Ver-
trag errichteten Rechtes zu unterscheiden. 
Der arabische Frühling hat zur Genüge 
bewiesen, dass sich die Ansprüche der Ju-
gendlichen auf Rechte im Namen der 
Würde und Gleichheit richten und dadurch 
den engen Rahmen des ‚Gesetzes’ spren-
gen.  

 

3.  Amerikanischer Konservatismus 

Die Ansprüche auf soziale Rechte stehen in 
vielen arabischen Ländern einem ultralibe-
                                                      
6  Hannah Arendt, Was ist Politik?, 2. Aufl. 2005, S. 

111. 

7  Ebd., S. 112. 

8  Ebd.,  S. 122. 

ralen Konzept des Wirtschaftswesens ge-
genüber. Der amerikanische Liberalismus 
wird als Vorbild des wirtschaftlichen Er-
folgs herangezogen und ist meines Erach-
tens das dritte Hindernis bei der vollen 
Entwicklung der Menschenrechte. Das 
Prinzip ‚laissez passer, laissez faire’ verhin-
dert die Implementierung der sozialen 
Rechte. Es wird behauptet, dass Amerika-
ner und Muslime im Prozess der Globali-
sierung einen gemeinsamen Kampf gegen 
die sozialen Rechte führen. Ich stimme in 
diesem Zusammenhang der folgenden Be-
hauptung Ann Elizabeth Mayers zu: „Die 
USA haben nämlich innerstaatlich noch 
nicht einmal die theoretische Existenz der 
Rechte zweiter Generation anerkannt. Mus-
limische Länder tendieren zwar dazu, diese 
anzunehmen, setzen sie aber nicht um, und 
stellen schon gar nicht die innerstaatlichen 
notwendigen Mittel für eine solche Umset-
zung zur Verfügung“.9 Mayer zitiert die 
Menschenrechtskonventionen, welche die 
USA nicht ratifizieren wollen (Schutz der 
Frauen, der Kinder, der Homosexuellen), 
erwähnt den heiligen Charakter der ameri-
kanischen Verfassung und die Resolution, 
die der Kongress im November 2003 verab-
schiedet hat, um das „Höchstgericht von 
einer weiteren Bezugnahme auf die Juris-
prudenz anderer Länder und auf internati-
onales Recht abzuhalten“.10 Mayer hat wei-
terhin Recht, wenn sie sagt: „In vielen Fäl-
len haben diese [islamischen] Länder es 
verweigert, Menschenrechtskonventionen 
zu unterzeichnen, oder haben solche, ge-
nau wie die Vereinigten Staaten, nur unter 
Vorbehalten, die Konventionsprinzipien 
verwässern oder gar annullieren, ratifi-
ziert“.11 

Damit scheint Mayer Hannah Arendts Ur-
teil zu bestätigen, dass seit den Römern das 
„spezifisch Politische der Außenpolitik 

                                                      
9  Ann Elizabeth Mayer, Eine Kollision von Prioritä-

ten. Der Streit um die selektive Anwendung in-
ternationaler Menschenrechtsbestimmungen 
durch die USA und muslimische Länder, in: Po-
lylog 14 (2005), S. 25-39 (S. 27). 

10  Ebd., S. 31. 

11  Ebd., S. 32. 
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verschwunden, und die Beziehungen zwi-
schen den Völkern wieder in jenen Raum 
des Gesetz- und Politiklosen gefallen 
[sind]“.12  

Die philosophischen, theologischen und 
ultraliberalen Hindernisse stehen der vol-
len Entwicklung der zweiten und dritten 
Generationen der Menschenrechte im We-
ge. Der arabische Frühling hat den Jugend-
lichen die Möglichkeit gegeben, ihre 
Rechtsansprüche an die Öffentlichkeit zu 
bringen. Bis vor einigen Monaten konnte 
niemand vorausahnen, dass aus der friedli-
chen Jugendbewegung eine Revolution 
erwachsen würde, die bereits autoritäre 
Regime gestürzt hat.  

 

III. Der Arabische Frühling 

1.  Der Begriff der Revolution 

Einige arabische Regime haben Mitte des 
20. Jahrhunderts ihre blutige Machtergrei-
fung als ‚Revolution’ bezeichnet. Das Wort 
‚Revolution’ wurde dabei insbesondere 
von jenen militärischen Regimen verwen-
det, die jetzt durch den arabischen Früh-
ling gestürzt worden sind (Libyen, Ägyp-
ten, Jemen).13 Gefördert durch den Kalten 
Krieg zwischen Ost und West wurden Fas-
sadensozialismus und Militarismus in vie-
len arabischen Ländern zu Komplizen. 
Diese Regime waren davon überzeugt, 
dass das Wort ‚Revolution’ zum Okzident 
gehöre und keine ernste Gefahr für sie in 
der arabischen Welt darstelle. Das Wort 
‚Revolution’ hat seine Wurzeln in der 
abendländischen Moderne. Kosellek sagt in 
diesem Sinne: „Wenn man unsere neuzeit-
liche Geschichte als ein Zeitalter der Revo-
lution hat bezeichnen können, als ein Zeit-
alter der Revolution, die noch nicht an ihr 
Ende gekommen sei, so schlägt sich in sol-
chen Formulierungen eine unmittelbare 
Erfahrung nieder. […] Der Begriff der Re-
volution ist selbst ein sprachliches Produkt 

                                                      
12  Arendt (Fn. 6), S. 122. 

13  Es war üblich, dass die offiziellen Tagezeitun-
gen in diesen Ländern den Titel ‚Revolution’ 
hatten, so im Irak und in Syrien. 

unserer Neuzeit.“14 Gewiss war das Wort 
‚Revolution’ bei den Arabern, das heißt bei 
den Studierenden und intellektuellen 
Linksbewegungen, Mitte des 20. Jahrhun-
derts geläufig, und es ist auch im Zusam-
menhang mit dem Kalten Krieg verwendet 
worden. Auch der Kampf gegen die Kolo-
nialstaaten stand im Zeichen der ‚Revoluti-
on’. Das Militär hatte in vielen arabischen 
Ländern, wie zum Beispiel Libyen und 
Ägypten, im Namen der ‚Revolution’ sogar 
die Monarchien gestürzt und damit das 
Wort einzig im Sinne der gewaltsamen 
Machtergreifung gebraucht. Syrien, der 
Irak, Ägypten, Algerien, Jemen und andere 
haben Regime errichtet, die als 
,revolutionär‘ bezeichnet wurden, wobei 
die ‚Revolution’ vom gewaltsamen Ver-
ständnis des Putsches befreit erschien. Ko-
sellek erläutert die Verschwommenheit des 
Begriffs wie folgt: „Der Sinngehalt unseres 
Wortes ‚Revolution’ ist also keineswegs 
eindeutig. Er variiert von blutigen politi-
schen und sozialen Umsturzbewegungen 
bis hin zu wissenschaftlich einschneiden-
den Neuerungen, er kann alles zugleich 
meinen, aber ebenso nur das eine unter 
Ausschluss des anderen“.15 Die Revolution 
des Militärs wurde nicht zu einem regula-
tiven Prinzip, das den sozialen Alltag der 
Bevölkerung qualitativ verbesserte. Aus 
der Militärrevolution sind keine sozialen, 
kulturellen und juridischen Revolutionen 
entstanden. Die breiten niederen Bevölke-
rungsschichten fühlen sich daher heute in 
den autoritären Staaten im Stich gelassen 
und leiden an einer Entwürdigung, die an 
die rechtliche Situation der ‚displaced per-
sons’ bei Hannah Arendt erinnert.  

 

2.  Ziviler Ungehorsam und von Wahlen 
unabhängige Proteste 

Arendt sprach von einer rechtlich desola-
ten Situation der Asylanten, die nicht weit 
von derjenigen entfernt ist, die breite 
Schichten der arabischen Bevölkerung heu-

                                                      
14  Reinhart Kosellek, Vergangene Zukunft. Zur 

Semantik geschichtlicher Zeiten, 1989, S. 69. 

15  Ebd., S. 68. 
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te erleben. Das Erlebnis der Heimatlosig-
keit oder ‚unhomeliness’16 beschreibt eine 
Situation, in der die private Sphäre von der 
öffentlichen nicht unterschieden wird. Die 
private Sphäre wird nicht vom Recht ge-
schützt, während die öffentliche Sphäre 
von einem gewaltsamen Staatsapparat 
stark kontrolliert wird. Wie die militäri-
schen Regime haben auch die liberalen 
arabischen Länder, die meist Königreiche 
sind, ‚Fassadendemokratien’ errichtet und 
positive Bürgerrechte partiell eingeführt, 
um an der Macht zu bleiben. Die partielle 
Übernahme der Menschenrechte hat indes 
in der Menschenrechtspolitik der Vereinten 
Nationen zu einem Paradoxon geführt 
„zwischen der Verbreitung der Menschen-
rechtsrhetorik auf der einen, ihrem Miss-
brauch als Legitimationshilfe für die übli-
che Machtpolitik auf der anderen Seite“.17 
Den Militärregimen und ultraliberalen Re-
gimen stand der normale Bürger hilflos 
gegenüber. 

Der arabische Frühling ist zuerst spontan 
in Tunesien als eine friedliche sozial-
politische Bewegung entstanden. Diese sich 
von der Revolution der Generäle unter-
scheidende Trendwende im Massenprotest 
war eine Art bürgerlicher Ungehorsam der 
Studierenden, Gewerkschaften und Bürger-
initiativen im Sinne von Habermas: „Damit 
bezieht sich der Bürgerliche Ungehorsam 
auf seine eigene Herkunft aus einer Zivil-
gesellschaft, die in Krisenfällen die norma-
tiven Gehalte des demokratischen Rechts-
staates im Medium der öffentlichen Mei-
nung aktualisiert und gegen die systemi-
sche Trägheit der institutionellen Politik 
arbeitet.“18 Der bürgerliche Ungehorsam 
war am Anfang nicht darauf aus, einen 
neuen Rechtsstaat zu errichten. Die Protes-
te waren eine spontane und friedliche Mas-
senbewegung. Während der Bewegung 

                                                      
16  Homi K. Bhabha: The Location of Culture, 1994, 

S. 9. 

17  Jürgen Habermas, Zur Verfassung Europas. Ein 
Essay, 2011, S. 33. 

18  Jürgen Habermas, Faktizität und Geltung. Beiträ-
ge zur Diskurstheorie des Rechts und des de-
mokratischen Rechtsstaats, 2. Aufl. 1992, S. 463.  

drifteten jedoch die Proteste der einfachen 
Leute, die für ihre Würde eintraten, und 
die Kampagnen der Berufspolitiker immer 
weiter auseinander. Die Auflehnung gegen 
das Regime wurde ‚wahlunabhängig’ ge-
führt. Sie ging von Protesten für Arbeit-
rechte über zu Forderungen nach Selbstbe-
stimmungsrechten.19 Die Hoffnung, welche 
die Menschen auf die Straße gebracht hatte, 
war der Anspruch auf die allgemeinen 
Prinzipien der Menschenrechte, und zwar 
unter der Voraussetzung, „dass im Durch-
schnitt die Menschen dazu neigen, wahl-
unabhängige Sachverhalte richtig zu ent-
scheiden“.20 Damit wird verständlich, dass 
sich die in den Medien als tunesische ‚Jas-
minrevolution’ bezeichneten Ereignisse zu 
einem arabischen Frühling zuspitzten. Sie 
zogen die ganze arabische Welt in ihren 
Bann.  

Warum sprechen wir aber im Falle des  
‚arabischen Frühlings’ von einer Revoluti-
on? Wir rechtfertigen den Gebrauch des 
Begriffs ‚Revolution’ damit, dass er ein 
Kollektivsingular ist, der viele arabischen 
Länder betrifft.21 Allerdings wird der ara-
bische Frühling erst zu einer ,Revolution‘, 
wenn die rechtlichen und sozialen Errun-

                                                      
19  Der heuristische Unterschied zwischen wahlab-

hängigen und -unabhängigen kollektiven Ent-
scheidungen geht auf Dworkin zurück: „Wahl-
abhängig sind Fragen, deren gerechte Entschei-
dung grundsätzlich vom Charakter und der 
Verteilung der Präferenzen in der politischen 
Gemeinschaft abhängt (…). Die Entscheidung, 
ob man verurteilte Mörder töten oder Rassen-
diskriminierung in Beschäftigungsverhältnissen 
verbieten sollte, scheint dagegen wahlunabhän-
gig zu sein. Ich glaube nicht, dass die richtige 
Entscheidung in einer dieser Fragen substantiell 
davon abhängt, wie viele Menschen die Todes-
strafe wollen oder ihr zustimmen oder wie viele 
Menschen Rassendiskriminierung ungerecht 
finden.“ Ronald Dworkin, Was ist Gleichheit?, 
2000, S. 277. 

20  Ebd.,  S. 280.  

21  Kosellek (Fn. 14), S. 76: Der Begriff Revolution 
scheint „die Abläufe aller einzelnen Revolutio-
nen in sich zu versammeln“. Es gab eine ‚25. Ja-
nuar-Bewegung’ (Ägypten); ‚17. Februar-
Bewegung’ (Libyen); ‚20. Februar-Bewegung’ 
(Marokko), unter anderem mit unterschiedli-
chen Ausprägungen und Folgen (wie auch in 
Jemen, Bahrain, Jordan und Syrien).  
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genschaften Eingang in den Alltag der 
Menschen finden und wir von einer grund-
sätzlichen, innerstaatlichen Verbesserung 
sprechen können.   

Die Zukunft des arabischen Frühlings wird 
davon abhängen, inwieweit sich die wahl-
unabhängigen Proteste für Menschenrechte 
von den politischen Wahlkampagnen un-
terscheiden. Die Demonstrationen auf der 
offenen Straße haben bewiesen, dass der 
Anspruch auf Menschenrechte, auf prinzi-
pielle Normen wie Freiheit, Gerechtigkeit 
und Gleichheit, keine bloße Utopie dar-
stellt. Der zivile Ungehorsam ist solange 
gerechtfertigt, bis der Rechtsstaat Wirk-
lichkeit wird. Dabei bleibt das Recht auf 
langfristige parteiübergreifende Ansprüche 
gegenüber den kurzfristigen Programmen 
der Einzelparteien erhalten. Diese Gegen-
überstellung ist ein Spiegel des grundle-
genden Unterschieds zwischen allgemein-
gültigen Geltungsansprüchen, wie das 
Recht auf Arbeit, und den innerstaatlichen 
Regelungen der Arbeitszeit, wie der Ein-
führung der Minijobs. Zudem gibt es einen 
allgemeinen Unterschied zwischen univer-
salen, durch die UNO vorgeschlagenen, 
freiwilligen Abkommen und dem eigenen 
Ermessen der Staaten, solche Abkommen 
zu ratifizieren. So ist das am 10. Dezember 
2008 von der UNO verabschiedete Zusatz-
protokoll zum Internationalen Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte von Marokko bisher nicht ratifiziert 
worden. Das Zusatzprotokoll würde es 
beispielsweise den Opfern der Unterernäh-
rung oder des Analphabetismus erlauben, 
gegen das unterzeichnende Land (Marok-
ko), Beschwerden bei den nationalen Ge-
richten und beim UN-Sozialausschuss ein-
zureichen.  

  

IV.  Von Revolution zum Rechtsstaat  

1. Vernunftrechte und Verrechtlichung der 
Menschenrechte 

Die Menschenrechte sind normative Re-
geln, die durch internationale Konventio-
nen für die jeweils staatliche Ratifizierung 
vorgeschlagen werden. Sie können nicht 
ohne Verrechtlichung in Kraft treten. Eine 

wahlunabhängige Zielsetzung kann aber 
eine Brücke zwischen innerstaatlichem 
Recht und Völkerrecht bilden. Massenpro-
teste treten für die Verrechtlichung der 
Menschenrechte ein, während sich die 
Menschenrechtsvereine für die Verteidi-
gung der Opfer der Menschenrechte enga-
gieren, und zwar in solchen Fällen, wo das 
geltende Recht vorsätzlich missachtet wird.  

Die philosophische Begründung der Men-
schenrechte kann man mit dem Hinweis 
auf die Wahlunabhängigkeit der Vernunft-
rechte verteidigen. Deshalb gibt es natur-
rechtliche Begründungen der Menschen-
rechte in Präambeln der innerstaatlichen 
Verfassungen. Die Herausforderung, der 
sich die Normativität der Vernunft stellen 
muss, besteht darin, dass die Normativität 
des ‚positiven Rechts’ an deren Stelle treten 
soll. Nach den Gräueltaten der totalitären 
Regime im 2. Weltkrieg (Folter, Deportati-
on, Zwangsarbeit, ethnische ‚Säuberun-
gen’, Enteignungen) haben sich die Folge-
regierungen zur Demokratie verpflichtet, 
die Menschenrechte übernommen und rati-
fiziert.  

Die von der Aufklärung stammenden 
Grundrechte sind Vernunftrechte, die um 
neue soziale Bürgerrechte erweitert wur-
den. Ein breiter und parteienübergreifen-
der Konsens wurde nicht nur in Bezug auf 
die bürgerlichen, sondern auch auf die so-
zialen Rechte erzielt. Trotzdem ist es jedem 
souveränen Staat vorbehalten, eigene Mit-
tel für die Verwirklichung des Sozialstaates 
einzusetzen. Die sich daraus ergebende 
Fragestellung nach der Beziehung zwi-
schen Recht und Souveränität ist nicht nur 
für Philosophen, sondern auch für Politiker 
und Juristen von Belang.22  

Die Menschenrechte sind nunmehr ein un-
abhängiges juridisches Sachgebiet gewor-
den und werden vom Staat ratifiziert. Die-
ses Zusammenspiel von Philosophie, Recht 
und Politik hat die Philosophen gegenwär-
tig zum Umdenken, wenn nicht gar zur 

                                                      
22  Dies ist eine Folge des Unterschiedes zwischen 

wahlunabhängigen Initiativen und wahlabhän-
gigen Programmen, welche die sozialen Rechte 
betrifft. 
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Umschulung, gezwungen. „Die Welt ist 
größer geworden, mag es ihr die Philoso-
phie gleich tun und nicht zurückhalten. 
Denn falsche philosophische Modelle“, 
sagt Herlinde Pauer-Studer, „verschärfen 
die Probleme meist nur. Die richtigen phi-
losophischen Modelle aber ergeben sich 
nicht mehr von selbst aus Introspektion, 
sondern Modelle purzeln von überall auf 
uns ein; man muss sie testen“.23 Es geht 
hier, so Wimmer, „um Fragen der völker-
rechtlich und staatsrechtlich verbindenden 
Anerkennung von positiven Rechten, um 
deren Ratifizierung und um ihre Konkreti-
sierung in den jeweils staatlich positiv ge-
regelten Rechtssystemen“.24 In diesem Sin-
ne macht es, so Benedikt Wallner, „einen 
Unterschied, ob Menschenrechte verletzt 
werden, oder ob Menschenrechte (noch) 
nicht gelten: Dort, wo sie nicht gelten, wer-
den sie keineswegs ‚verletzt’! Und umge-
kehrt: Verletzt kann nur ein Recht werden, 
das gilt.“25 „Das Gesetz“, sagt Hannah 
Arendt: „schafft vorerst einen Raum, in 
dem es gilt, und dieser Raum ist die Welt, 
in der wir uns in Freiheit bewegen können. 
Was außerhalb dieses Raumes ist, ist ohne 
Gesetz und genau gesprochen ohne Welt; 
im Sinne menschlichen Zusammenlebens 
ist es eine Wüste.“26  

Die Rede von Rechten hängt zwar – wie bei 
der Logik, Ästhetik und Ethik – von deren 
theoretischer Normativität ab, der prakti-
sche Wert der Rechte ist aber ganz anders 
als die genannte theoretische Normativität. 
Sie bezieht sich nicht auf die ‚Bewertung’ 
theoretischer Normen, sondern auf die 
‚Anerkennung’ von Rechten, auf die „Ver-
fahrensregeln zur Geltendmachung“ und 
auf „Exekutionsordnungen zur notfalls 
zwangsweisen Durchsetzung“.27 Der men-
schenrechtliche Akteur tritt in diesem Sta-

                                                      
23  Zitat in Benedikt Wallner, Das Menschenrecht als 

ein Herzustellendes, in: Polylog 14 (2005), S. 67-
90 (S. 72). 

24  Franz-Martin Wimmer, Interkulturelle Philoso-
phie. Eine Einführung, 2004, S. 167. 

25  Wallner (Fn. 23), S. 82. 

26  Arendt (Fn. 6), S. 122. 

27  Wallner (Fn. 23), S. 83.  

dium die Nachfolge der Massenproteste 
an. Die philosophischen Prinzipien der 
Menschenrechte, die auf den Straßen in 
Tunis, Kairo, Damaskus, Aden und Tripo-
lis eingefordert wurden, werden nach ihrer 
Ratifizierung zu Grundrechten, die den 
Weg zu sozialen Rechten in parteiübergrei-
fenden Entscheidungen öffnen sollen. Lei-
der ist ein langer Weg erforderlich, um 
diese Ziele zu verwirklichen. Die Men-
schen sind auf die Straße gegangen, um 
ihre sozialen Rechte einzufordern. Der ara-
bische Frühling wird aber sicherlich schei-
tern, wenn die wahlabhängigen Debatten 
über soziale Rechte mit einer wahlunab-
hängigen Prinzipiendiskussion verwechselt 
werden. Deshalb werde ich einen konkre-
ten Fall (das Beispiel Marokkos) unter die 
Lupe nehmen, um zu belegen, dass man 
den Rechtsstaat mit dem Sozialstaat zu-
sammendenken muss.  

 

2.  Verrechtlichung der sozialen Rechte 

Die politischen und bürgerlichen Rechte 
sind in den arabischen Ländern unter-
schiedlich entwickelt. Aber selbst in den 
Ländern, wo diese Rechte am weitesten 
entwickelt sind, haben sie im Vergleich zu 
den sozialen Rechten eine geringere Bedeu-
tung. Die niedrige Wahlbeteiligung ist ein 
Indiz dafür, dass die Parlamentswahlen 
keine konkrete Auswirkung auf den Alltag 
haben. Der Rechtsstaat kann einen Schritt 
weiter auf dem Weg zur Demokratie ge-
hen, ohne dass ihn dieser notwendiger-
weise zum Wohlstand führt. Die Ultralibe-
ralen unterstellen daher, dass viele Länder, 
wie beispielsweise Indien, trotz aller De-
mokratie unter Armut leiden. Diese Be-
hauptung ist nur dann richtig, wenn die 
Freiheitsrechte von den Sozialrechten 
scharf getrennt werden. Ich übernehme 
dagegen die allgemeine These von Dwor-
kin: „Wenn wir akzeptieren, dass die Res-
sourcengleichheit die beste Konzeption von 
Verteilungsgleichheit ist, wird Freiheit zu 
einem Aspekt der Gleichheit“.28 Die ma-
rokkanische Verfassung bekennt sich zu 

                                                      
28  Dworkin (Fn. 19), S. 159. 
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allen internationalen Konventionen und 
Menschenrechtserklärungen. Trotzdem 
gibt es bei der Ratifizierung und Verwirkli-
chung der bürgerlichen und sozialen Rech-
te Schwierigkeiten.29 Auch wenn die indi-
viduellen Freiheiten gesichert sind, bleibt 
die Frage offen, ob man der Freiheit alle 
Tore und Türen öffnen sollte, selbst wenn 
dies zu sozialer Ungerechtigkeit führen 
könnte. Nach der Einsicht von Dworkin ist 
Freiheit nicht so unantastbar wie Würde 
oder Gerechtigkeit. Bis zu einem gewissen 
Punkt darf man die Freiheit zu Gunsten 
der sozialen Gleichheit einschränken.30 
Obwohl Freiheit als grundlegendes Recht 
bei Dworkin feststeht, schränken wir Rede-
freiheit auf verschiedene Arten ein, „um 
uns zu unpassenden Zeiten ungewollten 
Lärm zu ersparen, und wir schränken die 
Entscheidungsfreiheit in Fragen der Erzie-
hung ein, um Kindern kompetenten Unter-
richt zukommenzulassen. Wenn aber diese 
wichtigen Freiheiten solch konkurrieren-
den Werten nachgeben, warum sollten sie 
nicht auch den normalerweise dringende-
ren Erfordernissen der Verteilungsgerech-
tigkeit nachgeben?“31 Man kann Freiheit 
nicht beschützen „unabhängig davon, was 
dies für Konsequenzen für die Menschen 
hätte.“32  

Die Pflicht, den Menschen zu achten, und 
der Schutz der menschlichen Würde waren 
Beweggründe der Massenauflehnung ge-
gen das autoritäre Regime in Tunesien. Mit 
einer Ohrfeige hat in der arabischen Welt 
alles begonnen. Ressourcenungleichheit in 
Ägypten hatte zur Entwürdigung einer 
breiten Gesellschaftsschicht geführt. Die 

                                                      
29  So die Tatsache, dass die Anwendung der bür-

gerlichen, anders als die der sozialen Rechte, 
keine Verzögerung, Aufschiebung oder Aus-
nahmen erlaubt. Siehe den alternativen Bericht 
der Organisation Marocaine des Droits Hu-
mains (OMDH), Rapports alternatifs. Pacte rela-
tif aux droits économiques, sociaux et culturels 
(2006). Examen Periodique Universel, Friedrich 
Ebert Stiftung, 2008, S. 65-71. 

30  Wie die Einschränkung der Freiheit des ultrali-
beralen Prinzips ‚laissez faire, laissez passer’. 

31  Dworkin (Fn. 19), S. 159. 

32  Ebd. 

Bürger verdienen jedoch Chancengleich-
heit. In Algerien sind die Menschenrechtler 
am Anfang des arabischen Frühlings auf 
die Straße gegangen, doch die Angst vor 
einem neuen Bürgerkrieg hielt die breite 
Bevölkerung von Massendemonstrationen 
fern. Die Marokkaner glauben dagegen, 
dass sie gegen die Ausbreitung des arabi-
schen Frühlings immun sind, weil sie in 
einem Rechtsstaat leben. Es reicht aber 
nicht, einen Staat als Rechtsstaat anzuer-
kennen, nur weil er alle Menschenrechts-
konventionen ratifiziert hat.  

Man sagt zutreffend, dass man kein Recht 
verletzen kann, das nicht das nicht in der 
Rechtsordnung manifest geworden ist – 
nach dem Grundsatz nulla poena sine lege, 
nullum crimen sine lege.33 Das positivistische 
Konzept der Menschenrechte hat aber seine 
Grenzen, denn Rechtsstaat und gerechter 
Staat sind nicht identisch. Nach der bishe-
rigen Entwicklung des Rechtsstaates in 
Marokko ist die Schere zwischen dem juri-
dischen Status der Menschenrechte und 
dem Alltag der Bürger in der Gesellschaft 
immer größer geworden. Amartya Sen sag-
te zu Recht, dass „die Diagnose einer Un-
gerechtigkeit nicht auf die Festsetzung der 
einen einzigen ‚gerechten Gesellschaft’ an-
gewiesen ist, da eine einstimmige Diagnose 
der Mängel in einer Gesellschaft, in der 
zum Beispiel bedrohlicher Hunger herrscht 
oder Analphabetentum oder krasse medi-
zinische Unterversorgung weit verbreitet 
sind, mit sehr unterschiedlichen Auffas-
sungen von vollkommen gerechten sozia-

                                                      
33  Marokko hat den Internationalen Pakt über 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
am 3. Mai 1979 ratifiziert. Gemäß Art. 16 und 17 
des genannten Paktes ist der Staat aufgefordert, 
periodische Berichte über die Einhaltung dieser 
Rechte vor dem UN-Sozialausschuss zu präsen-
tieren. Marokko hatte im April 1998 den 2. Staa-
tenbericht vorgelegt. Der Sozialausschuss hatte 
ihn im Dezember 2000 geprüft und Einsprüche 
gegen die Nichterfüllung einiger Verpflichtun-
gen geäußert. Einige Jahre später, im April 2008, 
hat der marokkanische Verein für Menschen-
rechte (OMDH) seinen Gegen- beziehungsweise 
Parallelbericht vorgelegt Der Staat soll alle 
Konventionen der Vereinten Nationen nach 
dem Prinzip nulla poena sine lege, nullum crimen 
sine lege ratifizieren. 
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len Regelungen auf anderen Gebieten ein-
hergehen kann“.34 Insoweit sind die ge-
rechten Regelungen keine moralischen Ge-
bote, sondern rechtliche Bräuche, die men-
schenrechtliche Prioritäten setzen und die 
Würde des Menschen bewahren. 

  

3.  Moralische Pflichten versus Rechtsan-
sprüche 

Die Auseinandersetzung mit den sozialen 
Rechten ist unabhängig von der morali-
schen Bewertung der Rechte. Habermas 
weist darauf hin, dass „nicht Pflichten, 
sondern subjektive Rechte den Anfang für 
die Konstruktion von Rechtssystemen“35 
bilden. Die Person fragt in der moralischen 
Beziehung, was sie einer anderen Person 
schuldet. „Personen, die in einer Rechtsbe-
ziehung zueinander stehen, reagieren hin-
gegen auf Ansprüche, die der jeweils andere 
ihnen gegenüber erhebt.“36 Benedikt Wall-
ner fragt sich: „Wozu verhülfe uns eine 
Moralität, die nur für sich selbst existiert, 
aber nicht normativ wirksam wird, und die 
daher keine Anordnungen zu treffen ver-
mag, und auf die man nicht vertrauen 
kann?“37 Deshalb rücken jene Rechte in den 
Vordergrund, die innerstaatlich anerkannt 
sind und parteiübergreifend diskutiert 
werden.  

Es ist sicher so, dass Verpflichtungen infol-
ge der Ansprüche innerhalb der Rechtsge-
meinschaft in krassem Gegensatz zu An-
nahmen des Rechtspositivismus entstehen 
können. „Bereits aus der immanenten Kri-
tik an rechtpositivistischen Auffassungen 
[…] geht hervor, dass die Rechtsanwen-
dung immer weniger ohne expliziten 
Rückgriff auf politische Zielsetzungen so-
wie auf die moralische Begründung und 
Abwägung von Prinzipen auskommt.“38 
Wie Dworkin gezeigt hat, verbinden sich 

                                                      
34  Amartya Sen, Die Idee der Gerechtigkeit, 2010, S. 

128. 

35  Habermas (Fn. 17), S. 24. 

36  Ebd. 

37  Wallner (Fn. 23), S. 89. 

38  Habermas (Fn. 18), S. 579f. 

„im juristischen Diskurs die Anwendungs-
argumente der Gesetzesauslegung sowohl 
mit Zielsetzungsargumenten wie anderer-
seits mit moralischen Begründungsargu-
menten.“39  

Zielsetzung und moralische Argumente 
treten in der Rechtsgemeinschaft hervor, 
um Prioritäten zu setzen, damit eine Kolli-
sion der Rechtsurteile mit den Prinzipien 
der Würde vermieden wird. Sie sind nicht 
unabhängig vom geltenden Recht in der 
Rechtsgemeinschaft zu diskutieren. Dieses 
Wechselspiel ist aber in Gesellschaften, in 
denen der Rechtspositivismus vorherr-
schend ist, schwer zu betreiben. „Eine The-
orie der praktischen Vernunft müsste vor 
allem so konstruiert sein, dass sie Raum für 
vernünftige Auseinandersetzung enthält – 
das ist jedenfalls der Ansatz zu einer Theo-
rie der Gerechtigkeit.“40 Es gab zahlreiche 
Versuche, neben den alten philosophischen 
Theorien41 Gerechtigkeit als transzendenta-
le Tatsache zu hypostasieren, um sie mit 
den so genannten Menschenrechten im 
Islam zu versöhnen. Es ist aber unmöglich, 
eine apriorische Versöhnung zwischen den 
beiden zu erreichen, ohne einen fiktiven 
Sprung in eine vollkommen gerechte Welt 
zu wagen. Bei diesem Vergleich müssen 
die konkreten Probleme des Alltags jedoch 
vernachlässigt werden. Erstaunlicherweise 
ist auch John Rawls bei der Diskussion der 
idealen gerechten Gesellschaft stehenge-
blieben. „Die Antworten, die ein solcher 
Ansatz gibt oder geben kann, sind sehr 
verschieden und sehr weit entfernt von 
jenen Bestrebungen, die Menschen in Dis-
kussionen über Gerechtigkeit und Unge-
                                                      
39  Ebd., S. 567. 

40  Sen (Fn. 34), S. 117. 

41  Die arabischen Philosophen haben sich lange 
bemüht, eine politische Theorie der bürgerli-
chen Rechte aus der mittelalterlichen aufgeklär-
ten Überlieferung bei Al Farabi beziehungswei-
se aus der Grundlage des islamischen Rechts zu 
begründen. Vgl. Adnan Mohamed Ben Abdelaziz 
Al Ouazzane, Enzyklopädie der Menschenrechte 
im Islam und ihre Eigenheiten in Saudi-
Arabien. Bd. VI : Justiz, Strafrecht und Men-
schenrechte, 2005 (arabisch). Nãjif Nãsir Hamad 
Al-Jabûri, Politische Menschenrechte im Islam 
und internationale Systeme, 2005 (arabisch). 
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rechtigkeit in der Welt verfolgen (zum Bei-
spiel über die Ungerechtigkeit von Hunger, 
Armut, Analphabetentum, Folter, Rassis-
mus, Unterdrückung von Frauen oder feh-
lender medizinischer Versorgung, soziale 
Missstände, die beseitigt werden müs-
sen)“.42 Es geht nicht darum, Freiheit von 
sozialen Rechten abzukoppeln. Die Gerech-
tigkeit wird für einen Arbeiter dann zu 
einem Bedürfnis, wenn er bei der Aus-
übung seiner Tätigkeit das Gefühl hat, 
nicht frei zu sein (da er die diktierten Ar-
beitsbedingungen unwillig akzeptiert, oder 
gezwungen ist, einen ungerechten Arbeits-
vertrag zu unterzeichnen, oder wenn er 
keine andere Wahl hat).43 Wie kann Frei-
heit ohne Gesundheit genossen werden? 
Ein Behinderter wird erst über seine volle 
Freiheit verfügen, wenn er seine Abhän-
gigkeit von fremder Hilfe reduziert. Der 
Gesundheitszustand sowie eine gute Aus-
bildung und die Alphabetisierung sind also 
wesentliche Faktoren bei der Erweiterung 
der Autonomie und der Freiheitssphäre. 
Ein Kind mag per Gesetz das Recht haben, 
in die Schule zu gehen, aber ohne Trans-
portmittel und geeigneten Schulweg wird 
sich dieses Recht als trügerisch herausstel-
len, da es nicht genutzt werden kann. Da-
her können wir schlussfolgern, dass der 
volle Sinn von Freiheit abhängig von der 
Verwirklichung der sozialen Rechte ist. 
Dadurch wird die Verwirklichung der bür-
gerlichen und politischen Rechte abhängig 
von derjenigen der sozialen Rechte. 

  

4.  Zukunft des Arabischen Frühlings und 
soziale Gerechtigkeit 

Die Akteure und Aktivisten des arabischen 
Frühlings werben nicht für politische 
Wahlprogramme, sondern denunzieren 
                                                      
42  Sen (Fn. 34), S. 124. 

43  Die Behandlung dieser Probleme führt zu einer 
realistischen Auffassung der Freiheit bei Ernst 
Tugendhat. Er basiert sie auf die ‚Wahl’ 
(choice), ‚Fähigkeit’ (capacity) und ‚Gelegenheit 
bzw. ‚gute Verhältnisse’ (opportunity). Ernst 
Tugendhat, Liberalism, Liberty and the Issue of 
Economic Human Rights, in: ders., Philoso-
phische Aufsätze, 1992, S. 352-370, (insbe-
sondere S. 356.) 

das Elend der Alltagsverhältnisse. Die Be-
dürfnisse der Demonstranten sind meist 
sozialer und wirtschaftlicher Natur. Sie 
sind überzeugt, dass ihr Elend die weit 
verbreitete soziale Korruption widerspie-
gelt. Das Ausmaß des Elends ist im Alltag 
anhand der elementaren Bedürfnisse der 
Bevölkerung spürbar. Verschiedene UN-
Berichte geben uns die Möglichkeit, ver-
gleichende Schlüsse aus diesem Tatbestand 
zu ziehen. Es ist möglich, eine statistische 
Messung der Spielarten der Armut vorzu-
nehmen, um die Abweichungen bei der 
Meinungsfreiheit, bezüglich Familie, Frau-
en, Gesundheit, Arbeit und Kultur, zu 
messen.44 

Um meine Darstellung konkret zu belegen, 
weise ich auf die Mängel hin, die den De-
monstrationen der Bewegung 20. Februar in 
Marokko zugrunde liegen:45 Vor 2006 be-
trug die Armutsrate 17,8% im nationalen 
Durchschnitt, etwa 5 Millionen Personen. 
In der Stadt galt eine von zehn Personen 
als arm; auf dem Land vier von zehn Per-
sonen. Die Vororte waren ärmer als die 
Innenstadt. 

Die Armutsgrenze lag im Jahr 2001 offiziell 
bei 1701 MDH (160 €) pro Monat für eine 
städtische Familie (5,6 Mitglieder), und bei 
1735 MDH für eine Familie auf dem Land 
(4,6 Mitglieder). Aber neben der totalen 
Armut, die unter dieser Grenze liegt, gibt 
es auch eine so genannte ‚relative Armut’, 
die zwischen 2552 MDH (250 €) in der 
Stadt und 2603 MDH (255 €) auf dem Land 
liegt.  

Seit einigen Jahren (2005) wirkt eine staatli-
che Initiative namens Nationale Initiative für 
Humanentwicklung46 mit dem Ziel, die Ar-
                                                      
44  Unter anderem nach dem Maß ihrer Abstände 

von den Kriterien der UNO zu vergleichen und 
einzustufen. 

45  Alle statistischen Angaben sind aus dem Bericht 
des OMDH zitiert (Fn. 29).  

46  Eine Bewertung der Ergebnisse dieses Pro-
gramms aus unabhängigen Quellen liegt noch 
nicht vor. Der Staat selbst, unterschieden von 
der Regierung, ist zuständig und trägt die Ver-
antwortung für solche sozialen Programme. Sie 
gelten in diesem Sinne als wahlunabhängig, in 
krassem Gegensatz zu den wahlabhängigen So-
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mut zu verdrängen beziehungsweise sie 
auf unter 3% der Bevölkerung zu senken 
(durch Mindestlohn, Errichtung von Ko-
operativen, Kredite für Kleinbeschäfti-
gung).  

Die Armut zeigt sich auch an der Zahl der 
Bettler. Nach einigen Angaben betrug die 
Zahl der Bettler im Jahre 2006 etwa 500.000, 
darunter auch viele Kinder.  

Auch der Gesundheitszustand der Bevöl-
kerung ist alarmierend. Die ländliche Be-
völkerung ist aufgrund von Armut, desola-
ten Wohnverhältnissen, Unterernährung, 
Umweltverschmutzung et cetera krank-
heitsanfälliger als die städtische. Laut An-
gaben von 2006 haben nur 20% der Bevöl-
kerung eine Krankenversicherung, 60% 
sind trotz der Einführung der Pflichtversi-
cherung nicht versichert. Der Etat des Ge-
sundheitsministeriums genügt nicht für die 
Versorgung der Bevölkerung. Zudem er-
halten spezielle ‚Kategorien’ von Kranken, 
zum Beispiel geistig Behinderte, Sucht- und 
Krebskranke keine ausreichende, auf sie 
abgestimmte Behandlung.  

Die Analphabetismus ist ein weiteres und 
eines der heikelsten Probleme. Ursprüng-
lich verfolgte der Staat das ehrgeizige Ziel, 
die Analphabetenrate auf 20% zu senken. 
Wir brauchen jedoch noch mindestens 13 
bis 25 Jahre, bis der Analphabetismus völ-
lig verdrängt sein wird. Des Weiteren stellt 
sich die Frage, ob Analphabetismus allein 
durch Lesen und Schreiben definiert wird, 
oder ob er vielmehr den Anpassungs-
schwierigkeiten an die moderne Weltge-
sellschaft Rechnung trägt.  

Die Gewährleistung der bürgerlichen und 
politischen Rechte ist keine Garantie für 
politische Stabilität. Die sozialen Rechte 
sind beim Übergang zu einem Rechstaat, 
der sich als Sozialstaat versteht, entschei-
dend.  

 

                                                                               
zialinitiativen, welche die Regierung und Par-
teien ergreifen.  

V.  Schlussfolgerungen  

Der arabische Frühling ist eine erstaunli-
che, von Jugendlichen geführte spontane 
Protestbewegung. Die Akteure nutzten die 
globale Vernetzung, um den Ansprüchen 
der jüngeren Generationen Ausdruck zu 
verleihen. Die ausführlichen internationa-
len Berichterstattungen haben ihren Protes-
ten Gehör verschafft. Die Form der Proteste 
hat dabei mit den herkömmlichen Vorge-
hensweisen der Menschenrechtsvereine 
gebrochen. Die älteren Generationen der 
Menschenrechtler beneiden jedoch die jun-
gen Helden des arabischen Frühlings, denn 
der Kampf für Menschenrechte hatte zwar 
schon lange Zeit vor dem Ausbruch des 
arabischen Frühlings begonnen, aber es 
sind die Jungen, die nun auf einmal, nahe-
zu blitzartig den Aufbruch in eine neue 
Ära ermöglicht und den Übergang zu ei-
nem neuem Staatswesen beschleunigt ha-
ben.  

Nach den Umstürzen, die viele arabische 
Länder erlebt haben beziehungsweise im-
mer noch erleben, werden die Menschen-
rechtler nun ihre Fertigkeiten auf den Prüf-
stand stellen müssen.47 Das erklärte Ziel ist 
die Errichtung eines Rechtsstaates, obwohl 
wir im Voraus nicht genau wissen, was die 
Grundsätze einer vollkommenen Gerech-
tigkeit oder einer vollkommen gerechten 
Gesellschaft sein werden. „Die Individuen 
streben nicht danach, eine Republik von 
Vernunftwesen zu errichten; sie kämpfen 
für eine gerechtere Gesellschaft, die es wert 
ist, als ihre Gesellschaft anerkannt zu wer-
den.“48 Die sozialen Gegebenheiten, die wir 
vorgestellt haben, lassen nicht genau vo-
rausahnen, was die Prioritäten sein wer-
den. Durch Amartya Sen und Dworkin 
wurden die sozialen Rechte in den Vorder-
grund gerückt – „dort, wo Personen glau-
ben, dass sie sowohl als Mitglieder ihrer 
                                                      
47  Die Menschenrechtler haben die Gelegenheit, 

ihre neutrale Haltung gegenüber allen Parteien 
in den Dienst des politischen Übergangs zu stel-
len. So haben sie in Tunesien die Wahlen vorbe-
reitet und als Schiedsrichter gedient.  

48  Rainer Forst, Das Recht auf Rechtfertigung. 
Elemente einer konstruktivistischen Theorie der 
Gerechtigkeit, 2007, S. 300f. 
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Kultur und Gesellschaft wie auch einfach 
als Menschen ungerecht behandelt wer-
den.“49 Um die Existenz einer Rechtsge-
meinschaft zu begründen, haben wir ver-
sucht zu zeigen, dass Würde und Gerech-
tigkeit die Grundlage für die Rechtsan-
sprüche und Verpflichtungen im Rechts-
staat darstellen. Die Motive für den Protest 
der Jugendlichen waren nicht parteiisch-
ideologisch begründet. Es war zuallererst 
der Wunsch des Menschen, geachtet zu 
werden und die sozialen, materiellen Vo-
raussetzungen für ein würdiges Leben zu 
erhalten. Das Beispiel der sozialen Rechte 
in Marokko hat belegt, dass die Verrechtli-
chung der internationalen Menschenrechte 
zwar wichtig ist, allerdings nicht ausreicht, 
um die Ressourcen gerecht zu verteilen. 
Die internationalen Konventionen sind 
maßgebend für die Bewertung der Mängel 
im kulturellen und sozialen Bereich. Doch 
dürfte ein innerstaatlicher Konsens die so-
zialen Prioritäten setzen, um die am 
schlechtesten Gestellten zu unterstützen 
und die Ressourcen besser zu verteilen. 

                                                      
49  Ebd., S. 299. 
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